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anwälten und Gerichten. So sind z. B. die Staatsanwälte 
der Bezirke und Kreise verpflichtet, den örtlichen Volks­
vertretungen und ihren Organen sowie den Fachorganen 
der Räte Erfahrungen aus ihrer Tätigkeit zu übermitteln 
und ihnen auf der Grundlage der Rechtsvorschriften Aus­
künfte und Informationen zu erteilen (§ 9 StAG).

Aufgaben des Staatsanwalts

Wie die anderen in § 291 Abs. 3 genannten staatlichen 
Kontroll- und Aufsichtsorgane hat auch die Staatsanwalt­
schaft im Rahmen ihrer Aufgaben auf die strikte Einhal­
tung des Arbeitsrechts zu achten. Ausgehend von der Ein­
heit von Strafverfolgung, Allgemeiner Gesetzlichkeitsauf­
sicht' Tind Rechtspropaganda decken die Staatsanwälte in 
ihrer praktischen Arbeit Rechtsverletzungen auf dem Ge­
biet des Arbeitsrechts auf, verfolgen sie und wirken zu­
gleich darauf hin, daß die zuständigen Leiter „ihre Ver­
antwortung für die Durchsetzung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit und zur Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit wahrnehmen und die damit verbundenen Pflich­
ten konsequent erfüllen“ (§2 Abs. 2 StAG). Damit ver­
bunden ist die Aufgabe, „durch Erläuterung des politischen 
Inhalts des Rechts und die Vermittlung von Rechtskennt­
nissen rechtserzieherisch zu wirken und damit zur Ent­
wicklung und Festigung des sozialistischen Rechtsbewußt­
seins beizutragen“ (§ 4 Abs. 3 StAG).

Daraus wird deutlich, daß in der Arbeit der Staats­
anwaltschaft die Verhinderung von Gesetzesverletzungen 
im Vordergrund steht. Das gilt auch dann, wenn der 
Staatsanwalt nach der Aufdeckung einer Gesetzesverlet­
zung von seinem Recht Gebrauch macht, auf die Wieder­
herstellung der Gesetzlichkeit hinzuwirken (§ 31 StAG), 
und verlangt, daß der Rechtsverletzer zur Verantwortung 
gezogen wird (§ 32 StAG).

Der Staatsanwalt hat also vielfältige Möglichkeiten, um 
auf die strikte und einheitliche Durchsetzung des Arbeits­
rechts hinzuwirken und Gesetzesverletzungen zu verhin­
dern bzw. bereits begangene Verletzungen baldmöglichst 
zu beseitigen. Quellen und Ansatzpunkte dafür bieten auch 
Strafverfahren — insbesondere Hinweise auf Ursachen und 
Bedingungen von Straftaten in Betrieben —, Eingaben von 
Werktätigen, Arbeitskollektiven und Gewerkschaftsleitun­
gen, die Mitwirkung des Staatsanwalts in Arbeitsrechts­
verfahren (§ 304 AGB; § 7 ZPO; § 21 StAG)3 und in sozial­
versicherungsrechtlichen Verfahren (§ 304 AGB; § 34 
StAG) sowie die Prüfung von Kassationsanregungen (§ 22 
StAG)-

Da über 90 Prozent aller Arbeitsstreitfälle durch die 
Konfliktkommissionen endgültig entschieden werden4, 
haben die Staatsanwälte die Beschlüsse dieser gesellschaft­
lichen Gerichte sehr gewissenhaft und mit hoher Qualität 
zu überprüfen.5 Sowohl durch sachkundige Hinweise an 
die Konfliktkommissionen für eine künftig noch bessere, 
exakte Anwendung des Arbeitsrechts als auch durch Ein­
spruch gegen unrichtige Beschlüsse (§ 24 StAG; § 59 KKO) 
können die Staatsanwälte ihre Befugnisse nutzen, um eine 
richtige und einheitliche Anwendung des Arbeitsrechts zu 
erreichen. Soweit staatliche Leiter Empfehlungen einer 
Konfliktkommission mißachten, kann der Staatsanwalt 
durch Einleitung einer wirkungsvollen Aufsichtsmaßnahme 
helfen, das Recht im betreffenden Betrieb durchzusetzen 
und zugleich die Autorität der Konfliktkommission stär­
ken (§ 24 Abs. 4 StAG; § 22 Abs. 3 KKO).

Nach wie vor ist es eine wichtige Aufgabe der Staats­
anwälte, die Gewerkschaften bei der Schulung der Mitglie­
der der Konfliktkommissionen zu unterstützen. Dabei geht 
es vor allem darum, die Mitglieder mit dem Wesen und 
dem Inhalt des AGB vertraut zu machen.6

Wesen und Inhalt der staatsanwaltschaftlichen Kon­
trolle über die strikte Einhaltung des sozialistischen Ar­
beitsrechts werden von dem für die gesamte Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaft geltenden Grundsatz bestimmt, „durch

die Einheit von staatsanwaltschaftlicher Aufsicht und 
Rechtserziehung . . . für die Bürger noch deutlicher und 
konkret erlebbar zu machen, daß das sozialistische Recht 
Ausdruck der Macht der Arbeiterklasse ist und den Inter­
essen der Werktätigen, dem Schutz der sozialistischen Ord­
nung und der Freiheit und Menschenwürde der Bürger 
dient“.7 Nach Inkrafttreten des AGB und seiner Nachfolge­
regelungen ergibt sich für die Staatsanwaltschaft in 
nächster Zeit vorrangig die Aufgabe, durch differenzierte, 
zugleich aber konsequente Ausübung der dem Staatsanwalt 
zustehenden Befugnisse wirkungsvoll darauf Einfluß zu 
nehmen, daß alle neuen arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
richtig und einheitlich angewendet werden. Die mit dem 
AGB zu erreichende höhere soziale und rechtliche Sicher­
heit muß auch durch die qualifizierte Arbeit der Staats­
anwälte und der Gerichte mit gewährleistet werden. Dazu 
ist eine enge Zusammenarbeit der Justiz- und Sicherheits­
organe untereinander sowie zwischen ihnen und den Vor­
ständen und Leitungen der Gewerkschaften sowie den 
Organen der Arbeiter-und-Bauern-Inspektion erforderlich.

Aufgaben der Gewerkschaften

Die Gewährleistung der Gesetzlichkeit und Rechtssicher­
heit schließt die umfassende demokratische Massenkon­
trolle über die Einhaltung des Arbeitsrechts einschließlich 
der Bestimmungen über den Gesundheits- und Arbeits­
schutz ein.

Die Gewerkschaften besitzen das Recht der gesellschaft­
lichen Kontrolle über die Wahrung der gesetzlich garan­
tierten Rechte der Werktätigen (Art. 45 Abs. 2 der Verfas­
sung; §8 Abs. 1 letzter Satz AGB). Sie wirken durch ihre 
Vorstände und Leitungen sowie durch andere gewerk­
schaftliche Organe, durch den Einsatz von Arbeiterkon­
trolleuren und durch die Arbeitsschutzinspektionen darauf 
ein, daß das Arbeitsrecht strikt eingehalten und zugleich 
das Rechtsbewußtsein der Werktätigen weiterentwickelt 
wird. Auch das ist Bestandteil allseitiger gewerkschaft­
licher Interessenvertretung. Die Gewerkschaften unter­
stützen vor allem den Kampf der Arbeitskollektive um 
vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit (§ 22 Abs. 2 
Buchst, j). Gerade im Arbeitskollektiv ist das Arbeitsrecht 
tagtäglich konsequent durchzusetzen, muß es bis hin zum 
Arbeitsplatz eines jeden Werktätigen wirksam werden. 
Die Atmosphäre, die im Kollektiv herrscht, die Beziehun­
gen, die sich dort entwickeln, beeinflussen das Denken und 
Handeln der Werktätigen, ihr Wohlbefinden, ihre Arbeits­
freude und ihr Verantwortungsgefühl.

Ausgehend von dem Grundsatz, daß in unseren Be­
trieben ohne die Gewerkschaften nichts entschieden wird, 
sind im AGB durchgängig in allen Kapiteln die vielfältigen 
Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte der gewerk­
schaftlichen Organe bis zu den Vertrauensleuten und an­
deren Gruppenfunktionären geregelt, weiter ausgebaut und 
präzisiert worden. Das betrifft auch die Ausgestaltung des 
Kontrollrechts (vgl. insb. §§22 bis 25 und §§292, 293). 
Praktisch verwirklicht wird es vor allem durch die Aus­
übung der konkreten gewerkschaftlichen Rechte: des Ver7 
einbarungsrechts (z. B. §§ 28 Abs. 1, 30 Abs. 2, 101 Abs. 1, 
104 Abs. 1, 112 Abs. 1, 119 Abs. 1, 167 Abs. 2), des Zustim­
mungsrechts (z. B. §§ 57, 78 Abs. 1, 88, 92 Abs. 1, 93 Abs. 3), 
des Vorschlagsrechts (z. B. §§ 23, 24 Abs. 1 Buchst, b, 25, 33, 
258 Abs. 4) und des Informationsrechts (z. B. §§ 43, 49 
Abs. 1, 50 Abs. 2, 52 Abs. 2, 53 Abs. 3, 68 Abs. 3).8 Mit der 
Ausübung dieser Rechte nehmen die gewerkschaftlichen 
Organe nicht nur Einfluß auf die Gestaltung der Arbeits­
rechtsverhältnisse und der Arbeits- und Lebensbedingun­
gen der Werktätigen, sondern üben damit zugleich die 
Kontrolle darüber aus, daß die Maßnahmen und Entschei­
dungen der Leiter mit dem Arbeitsrecht übereinstimmen. 
Die gewerkschaftlichen Organe können fordern, daß die 
Gesetzlichkeit wiederhergestellt wird und die Verantwort­
lichen zur Verantwortung gezogen werden (§ 292 Abs. 2).


